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Der Mangel an bezahlbarem Wohnraum zählt in Deutschland zu 
den drängendsten Problemen – vor allem in den urbanen Ballungs-
räumen und für Haushalte im unteren und mittleren Einkommens-
segment. Großes, bislang nicht ausreichend genutztes Potenzial für 
mehr bezahlbaren Wohnraum bietet der Gebäudebestand. Ange-
sichts des anhaltenden Drucks auf die Wohnungsmärkte werden 
das strategische Flächenmanagement, die Erfassung von Wohn-
raumpotenzialen, die bauliche Aufwertung des Wohnungsbestands 
und die integrierte Planung als wohnungspolitische Instrumente 
hierzulande immer wichtiger. Darüber hinaus ist bezahlbarer Wohn-
raum, zu dem das Bauen im Bestand maßgeblich beitragen kann, 
zentrale Voraussetzung für ein selbstbestimmtes Leben, für gesell-
schaftliche Teilhabe und somit auch für eine stabile Demokratie. 

Mit den vorliegenden Handlungsoptionen wenden wir uns insbe-
sondere an Kommunen und kommunale Einrichtungen, die in an-
gespannten Wohnungsmärkten agieren müssen. Diese Handlungs-
optionen sollen helfen, Bezahlbarkeit zu sichern und zugleich 
Konflikte mit den Zielen ökologischer Verträglichkeit und Wohn-
qualität angemessen zu berücksichtigen. Dabei haben wir auch 
auf Konzepte zurückgegriffen, die sich bereits in einigen Kommu-
nen bewährt haben. So haben wir (bekannte) Instrumente neu 
geordnet, mit anderen Ideen sinnvoll verknüpft und zudem praxis-
nah weiterentwickelt. Denn integrierte Stadtplanung verlangt eine 
klare, realisierbare Strategie und behördenübergreifende Zusam-
menarbeit innerhalb der Kommune – eine Aufgabe, die gewohnte 
Strukturen und Praktiken infrage stellt und kommunale Akteure 
herausfordert.

Für unser Projekt betrachten wir bezahlbaren Wohnraum nicht 
anhand eines festen Prozentsatzes zum Einkommen, sondern als 
zumutbares Verhältnis von Einkommen und Wohnkosten – ins-
besondere für Menschen mit mittleren und niedrigeren Einkom-
men. Entscheidend ist, dass nach Abzug der Wohnkosten –  
Miete und Betriebskosten – genügend finanzielle Mittel im be-
treffenden Haushalt für Grundbedürfnisse wie Ernährung, 

Mobilität, Bildung und soziale Teilhabe übrig bleiben. Ob eine 
Wohnung als bezahlbar gelten kann, hängt stark von den indi-
viduellen und soziodemografischen Rahmenbedingungen ab. 
Sozial gebundener Wohnraum deckt vor diesem Hintergrund nur 
einen Teilbereich des bezahlbaren Wohnangebots ab.

 
Kommunale Maßnahmen zur Umsetzung  
des Vorkaufsrechts

Das kommunale Vorkaufsrecht, geregelt in §§ 24–28 Baugesetz-
buch (BauGB), ermöglicht Gemeinden, bei bestimmten Verkäu-
fen anstelle der ursprünglichen Kaufpartei in den Kaufvertrag 
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einzutreten, um städtebauliche Ziele umzusetzen und langfristig 
bezahlbares Wohnen zu sichern. In der Praxis wird es jedoch fast nur 
noch bei erkennbaren städtebaulichen Defiziten (etwa Leerstand 
oder Verfall) oder für konkrete eigene Vorhaben der Kommune 
angewendet. Hinzu kommen hohe finanzielle und rechtliche 
Hürden, sodass vor allem kleinere oder weniger gut ausgestat-
tete Kommunen dieses Instrument kaum noch nutzen. Eine  
wirksame Stärkung des kommunalen Vorkaufsrechts erfordert  
daher zunächst eine klare gesetzgeberische Rahmensetzung und 
finanzielle Ausstattung durch Bund und Länder; in eingeschränkter 
Form können die folgenden Handlungsoptionen den kommu- 
nalen Spielraum aber schon heute erweitern. 

Handlungsoptionen – kommunales Vorkaufsrecht stärken

a)	 Ankaufstrategie definieren: Kommunen sollten – idealer-
weise auf Basis einer klaren städtebaulichen Strategie – 
festlegen, welche Ziele sie mit dem Vorkaufsrecht verfolgen 
und in welchen Gebieten oder Fallkonstellationen ein Ankauf 
zu priorisieren ist (etwa Milieuschutzgebiete oder Quartiere 
mit hohem Verdrängungsdruck). 

b) 	 Bodenfonds als strategisches Finanzierungsinstrument 
stärken: Da der Erwerb von Liegenschaften gerade in 
Ballungsräumen teuer ist und Folge- sowie Finanzierungs-
kosten hinzukommen, sollten Kommunen Bodenfonds 
als strategisches Finanzierungsinstrument einrichten, um 
Grundstücke trotz schwieriger Rahmenbedingungen stra-
tegisch erwerben und gemeinwohlorientiert sichern zu 
können. Durch die Bündelung vorab bereitgestellter Mittel 
und späterer Einnahmen können Kommunen kurzfristig auf 
Verkaufsfälle reagieren, ihre Planungssicherheit erhöhen 
und die Abhängigkeit von kurzfristigen Förderprogrammen 
verringern.

c) 	 Kooperationen mit gemeinwohlorientierten Akteuren 
nutzen: Neben dem direkten Erwerb von Liegenschaften 
sollten Kommunen mit gemeinwohlorientierten Akteuren wie 
kommunalen Wohnungsbaugesellschaften, Stiftungen oder 
nicht gewinnorientierten Trägern kooperieren und erworbene 
Objekte gemeinsam mit ihnen entwickeln. So lassen sich 
fachliche Kompetenzen bündeln, finanzielle Risiken teilen 
und langfristig bezahlbarer Wohnraum sichern – wobei die 
gemeinwohlorientierte Zweckbindung und die Vereinbarkeit 
mit den Förderkriterien gewahrt bleiben müssen.

Stärkung und Weiterentwicklung des Erbbaurechts 

Das Erbbaurecht ist ein zentrales bodenpolitisches Instrument, 
um bezahlbaren Wohnraum zu schaffen und langfristig zu  
sichern: Indem Kommunen Liegenschaften nicht verkaufen,  
sondern im Erbbaurecht vergeben, behalten sie dauerhaft Zugriff 
auf Grundstücke und Gebäude und können wohnungs- und  
sozialpolitische Ziele verfolgen. Trotz dieses Potenzials ist das  
Instrument bislang nicht flächendeckend etabliert – Eigentum 
wird von Projektentwicklern und Banken höher bewertet, viele 
Altverträge sind komplex und intransparent, und die kurzfristige 
Haushaltslogik steht den langfristigen Bodeninteressen der  
Kommunen entgegen. Entscheidend ist zudem die Höhe des  
Erbbauzinses, denn das Instrument ist nur attraktiv, wenn die  
Zinsbelastung nicht höher ausfällt als die Finanzierungskosten 
eines Grundstückserwerbs. 

Handlungsoptionen – Erbbaurecht stärken 

a) 	 Erbbaurecht als kommunales bodenpolitisches Regel- 
instrument etablieren: Kommunen sollten das Erbbaurecht 
nicht als Ausnahmefall, sondern als vorrangiges Instrument 
der Flächenvergabe verankern und auch im Gebäudebestand 
gegenüber dem Verkauf priorisieren. In Verbindung mit Kon-
zeptvergaben oder städtebaulichen Verträgen lassen sich 
qualitative und soziale Kriterien durchsetzen, während die 
Verfügungsmacht über den Boden langfristig erhalten bleibt.

b) 	 Erbbauzins als aktives wohnungspolitisches Steuerungs-
instrument einsetzen: Kommunen sollten den Erbbauzins 
als zentralen ökonomischen Hebel differenziert und ziel- 
orientiert ausgestalten – etwa durch abgesenkte Sätze bei 
mietpreisgebundenem Wohnraum, gestaffelte Zinssätze, eine 
Kopplung an die Mietpreisentwicklung oder flexible Modelle 
mit definierten Ober- und Untergrenzen für Zinssätze. Ent-
scheidend ist, dass der Erbbauzins gegenüber der Kredit- 
finanzierung eines Grundstückskaufs einen realen Vorteil 
oder zumindest Gleichwertigkeit schafft. 

c) 	 Gestaltung von Erbbaurechtsverträgen vereinfachen, 
standardisieren und flexibilisieren: Da komplexe, histo-
risch gewachsene Vertragswerke Investoren, Banken und 
Verwaltungen abschrecken, sollten Kommunen auf Stan-
dardisierung hinwirken – durch Musterverträge, Leitfäden, 
Modellrechnungen und gebündelte Expertise. Eine klare 
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Trennung zwischen dauerhaft wirkenden dinglichen Rege-
lungen und nur zwischen den Vertragsparteien geltenden 
schuldrechtlichen Vereinbarungen erhöht die Rechtssicher-
heit und erleichtert die Beleihung durch Banken.

d) 	� Kommunikationsstrategie entwickeln: Das Erbbaurecht 
muss innerhalb der Verwaltung wie auch gegenüber In-
vestoren, Banken sowie Grundstückseigentümerinnen und 
Grundstückseigentümern aktiv als strategisches Instrument 
kommunaler Bodenpolitik vermittelt werden. Informations-
angebote, transparente Vergabeverfahren, praxisnahe Ar-
gumentationsleitfäden und die gezielte Ansprache poten-
zieller Eigentümerinnen und Eigentümer helfen, kulturelle 
Vorbehalte abzubauen und Vertrauen zu schaffen.

 
Kommunale Quartiersentwicklung durch  
Konzeptvergabe

Die Konzeptvergabe ermöglicht es Kommunen, bei der Vergabe 
von Grundstücken und Gebäuden auf Grundlage qualitativer Kri-
terien zu entscheiden. Im Sinne einer strategischen Boden- und 
Liegenschaftspolitik werden städtebauliche, soziale und ökologi-
sche Ziele integriert. Besonders für bezahlbaren Wohnraum ist der 
Nutzen groß, weil nicht der Höchstpreis, sondern die Qualität  
der vorgesehenen Nutzung entscheidet und so gemeinwohlorien-
tierte Akteure realistische Chancen im Vergabeverfahren haben. 

Handlungsoptionen – Konzeptvergabe stärken

a) 	 Konzeptvergabe rechtssicher, flexibel und niedrigschwellig 
gestalten: Kommunen sollten ein Vergabeverfahren wählen, 
das Rechtssicherheit, Verbindlichkeit und Flexibilität vereint. 
Um eine breite Beteiligung zu erreichen, haben sich niedrig-
schwellige, mehrstufige Verfahren bewährt, bei denen das 
Konzept zunächst nur skizziert wird und sich ausgewählte 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer vernetzen können, bevor 
das Verfahren in einen bindenden Erbbaurechts- oder Ver-
kaufsvertrag mündet.

b) 	 Transparenz schaffen, öffentliche Nachvollziehbarkeit 
stärken und Konzeptvergaben aktiv kommunizieren: 
Empfehlenswert ist ein öffentliches Portal, das laufende und 
geplante Vergaben, Kriterien, Zeitrahmen, Entscheidungs-
prozesse und Best-Practice-Beispiele transparent zugänglich 
macht und so Vertrauen und Lernprozesse fördert. Zusätz- 
lich sollten Kommunen Konzeptvergaben proaktiv kommunizie-
ren, um potenzielle Bewerber frühzeitig zu informieren und die 
Vielfalt sowie Qualität der eingehenden Konzepte zu erhöhen.

c) 	 Beratungs- und Unterstützungsangebote für kleinere 
oder neue Akteure anbieten: Für kleinere Genossen-
schaften, Baugruppen oder Initiativen sollten gezielt 
Unterstützungsangebote geschaffen werden, etwa bei 
der Abwicklung von Bankbürgschaften, Fördergeldern 
oder Finanzierungsnachweisen. Niedrigschwellige An-
laufstellen sollten eingerichtet werden, die kompetent 
zu Rechtsformen, Strukturen und Finanzierungsmodellen 
beraten, Akteure vernetzen und so die Teilnahme vieler 
Akteursgruppen fördern.

d) 	 Gemeinwohlorientierte Akteure stärken und Erbbaurechte 
nutzen: Kommunen sollten prüfen, ob eine vorrangige Ver-
gabe an gemeinwohlorientierte Akteure sinnvoll ist, da diese 
in der Regel stabil niedrigere Mieten und langfristig orien-
tierte Nutzungskonzepte bieten. In Kombination mit dem 
Erbbaurecht lassen sich diese Ziele zusätzlich absichern. 

 
Katastergestützte Erfassung und Aktivierung  
von Wohnraumpotenzialen 

Nutzung leer stehender Wohnimmobilien, Umnutzung leer ste-
hender Büro- oder Industriegebäude zu Wohnzwecken sowie Be-
bauung von Baulücken und Aufstockung bergen erhebliche  
Potenziale für bezahlbaren Wohnraum im Bestand. Um diese 
Umnutzungs- und Nachverdichtungspotenziale aktivieren zu kön-
nen, müssen sie aber zunächst sichtbar gemacht und erfasst 
werden. Dabei unterstützt ein digitales Kataster. Begrenzt wird 
die Wirkung eines Katasters vor allem durch den Eigentums-
schutz, Datenschutzanforderungen, Vollzugsdefizite und knappe 
kommunale Ressourcen. Eine Ausgestaltung hängt zudem stark 
von der Größe der Kommune und ihren finanziellen und perso-
nellen Ressourcen ab.

Handlungsoptionen – Leerstand, Umnutzungs- und  
Nachverdichtungspotenziale mittels Kataster erfassen

a) 	 Katasterlösungen aufsetzen: Kommunen sollten zunächst 
Zweck, Kosten, Datentiefe und Zugänglichkeit (öffentlich 
oder verwaltungsintern) eines Katasters definieren und die 
nötigen internen Strukturen sowie Kriterien zur Erfassung 
der Daten schaffen. Je nach Bedarf kann ein Kataster mehr 
oder weniger umfangreich aufgesetzt werden.

b) 	 Katasterlösungen mit Instrumenten zur sozialen Wohn- 
raumschaffung verknüpfen: Da ein Kataster nur die Pla-
nungsgrundlage liefert, muss die Aktivierung der Wohnraum- 
potenziale mit Steuerungsinstrumenten wie Sozialwohnungs- 
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quoten, Belegungsbindungen und der Kopplung von Bau- 
recht an soziale Anforderungen ergänzt werden. Das Ka- 
taster dient dabei als Steuerungs- und Priorisierungs- 
grundlage für strategische Ankäufe, Vorkaufsrechte oder 
städtebauliche Verträge.

c) 	 Proaktives kommunales Eigentümermanagement eta- 
blieren: Kommunen sollten – bei entsprechenden perso-
nellen Voraussetzungen – die Katasterdaten nutzen, um 
Eigentümerinnen und Eigentümer aktiv anzusprechen und 
mittels Beratung und Förderangeboten zur (Re-)Aktivierung 
von Wohnraum bewegen.

d) 	 Ordnungsrechtliche Instrumente einsetzen, um Leerstand 
zu aktivieren und Baulücken zu schließen: Auf Basis der 
Katasterdaten lassen sich rechtliche Hebel wie Zweckent-
fremdungsverbote, Leerstandssatzungen sowie Bau-, Mo-
dernisierungs- und Instandsetzungsgebote (§§ 176, 177 
Baugesetzbuch) gezielter durchsetzen. Kommunen sollten 
den Einsatz ordnungsrechtlicher Instrumente prüfen. Diese 
sind vor allem in angespannten Großstadtmärkten rele-
vant, jedoch verwaltungsintensiv und politisch sensibel; in 
schrumpfenden Regionen sind Aktivierungsmanagement und 
Förderung vorzuziehen.

e) 	 Transparent und aktiv kommunizieren: Kommunen soll- 
ten Funktionsweise und Ergebnisse des Katasters – wie 
etwa Kennzahlen zu Leerstand und Nachverdichtungspoten- 
ziale – öffentlich kommunizieren. Mittels Feedbackmöglich-
keiten, beispielsweise über ein Formular auf der Website der 
Kommune, könnten Bürgerinnen und Bürger in die Stadtent-
wicklung einbezogen werden.

 
Optimierung der Projektabwicklung im  
kommunalen Bestand

Kommunen und kommunalen Wohnungsunternehmen kommt 
eine Vorreiterrolle bei der Transformation des Gebäudebestands 
zu. Sie unterliegen vergaberechtlichen, finanziellen und politi-
schen Zwängen, die private Bauherren so nicht kennen. Gleich-
zeitig sind im Bestand spezifische Herausforderungen zu be-
wältigen: eine oft unzureichende Gebäudedokumentation, 
schwierige Kostenkalkulationen und fehlende bestandsspezi-
fische Kompetenzen bei den beteiligten Akteuren. Eine syste-
matische Optimierung der kommunalen Projektabwicklung ver-
bessert Abstimmungsprozesse, Risikomanagement und die 
Planbarkeit von Projekten im Bestand, wodurch Erstellungs- 
kosten gesenkt werden. 

Handlungsoptionen – Projekte im kommunalen Bestand 
effizient abwickeln

a) 	 Systematische Vorprojektphase und vertiefte Bestandsana-
lyse etablieren: Kommunen sollten die Vorprojektphase (Leis-
tungsphase 0) bei Bestandsprojekten gezielt intensivieren, um 
Risiken frühzeitig zu erkennen und die Kosten- und Terminpro-
gnose zu verbessern. Die Risikobewertung sollte dabei nicht 
einseitig den Neubau begünstigen, sondern Lebenszyklus, 
graue Energie und weitere ökologische wie städtebauliche 
Vorteile des Bestands einbeziehen. Mittels praxisnaher Leit-
fäden sollte diese Phase vereinheitlicht werden. 

b) 	 Vergaberecht, Kooperationserfordernisse und Finanzie-
rungsvorgaben bestandsspezifisch miteinander verein-
baren: Beim Bauen im Bestand sollte möglichst frühzeitig 
mit externen Dienstleistern kooperiert werden, um deren 
Expertise in Planung und Kostenschätzung einfließen zu 
lassen. Ein rechtlich adäquates Verfahren wäre etwa ein 
Planungswettbewerb mit anschließendem Verhandlungs-
verfahren für die Ausführung. Neben dem Preis sollten 
auch Qualität, Nachhaltigkeit und Sozialverträglichkeit in 
der Vergabe gewichtet werden. Bestandsspezifische Kosten-
leitlinien und die Integrierte Projektabwicklung können den 
Abwicklungsprozess weiter verbessern.

c) 	 Bestandsspezifische Kompetenz aufbauen und in Beauf-
tragung mitdenken: Auftraggeber wie Auftragnehmer benö-
tigen Kompetenzen in der Bauphysik, Schadstoffbewertung 
und Substanzanalyse. In den Kommunen braucht es dafür 
neben der nötigen Aus- und Weiterbildung auch eine aus-
reichende Personaldecke, interdisziplinäre Teams und einen 
kontinuierlichen Wissenstransfer.

d) 	 Digitale Werkzeuge als Unterstützung nutzen: Kommunen 
sollten verstärkt digitale Methoden nutzen. Instrumente wie 
Building Information Modeling (BIM), Heritage BIM, digitale 
Zwillinge oder der Gebäuderessourcenpass können Planung, 
Dokumentation und Ressourcennutzung im Bestand deutlich 
verbessern. Der anfänglich erhöhte Personal- und Kostenauf-
wand zahlt sich vor allem bei projektübergreifendem Einsatz 
und in einem integrierten Portfoliomanagementsystem durch 
Effizienzgewinne aus.

 
Ämterübergreifende Zusammenarbeit

Derzeit arbeiten zahlreiche Ämter – etwa für Wohnungswesen,  
Stadtplanung, Bauaufsicht, Denkmalpflege oder Soziales – 
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weitgehend isoliert voneinander. Dies erschwert die interdiszi- 
plinäre Abstimmung, verlängert Genehmigungsprozesse und ver-
schärft Zielkonflikte. Eine ämterübergreifende Zusammenarbeit 
verhindert hingegen vermeidbare Planungsabbrüche, verkürzt 
Entscheidungswege, bündelt Fachwissen und kann die Investi- 
tionsbereitschaft kommunaler und privater Akteure fördern. 

Handlungsoptionen – ämterübergreifende Zusammenarbeit 
vertiefen

a) 	 Eine Kooperationskultur etablieren: Kommunen sollten alle 
relevanten Akteure und Ämter schon in der Konzeptions-
phase einbinden, um Fragen etwa zu Baurecht, Förderung 
oder Nutzungskonzepten zügig zu klären und spätere Kor-
rekturen zu vermeiden. Dafür bedarf es klarer Rollen, einer 
zentralen Projektleitung mit Entscheidungsbefugnis sowie 
abgestimmter Kommunikations- und Reporting-Strukturen. 
Ein gemeinsames Leitbild sowie eine transparente Kommu-
nikation – sowohl verwaltungsintern als auch gegenüber Bür-
gerinnen und Bürgern – schaffen Vertrauen und ermöglichen 
Beteiligung.

b) 	 Datenbestände in digitale Plattformlösungen integrieren: 
Relevante Daten zu Grundstücken, Leerstand, Baukosten,  
Förderprogrammen oder sozialen Bedarfen liegen oft nur 
dezentral vor, sind untereinander inkompatibel oder veral-
tet. Daher ist eine systematische Integration in eine digitale 
Plattform nötig, die datenbasierte Entscheidungen ermög-
licht. Diese Plattform sollte öffentliche, geografische, sozio-
ökonomische und energetische Datenbestände interoperabel 
zusammenführen. 

c) 	 Fördermittel und -standards koordinieren: Bestehende 
Förderprogramme von Bund, Ländern und Förderinstituten 
helfen Kommunen, Mittel zu bündeln. Vor Ort sollten die 
Förderangebote jedoch gezielt und effizient aufeinander 
abgestimmt werden. So werden Anreize für eine Zusammen-
arbeit über Ämtergrenzen hinweg geschaffen. Kommunen 
sollten dafür ressortübergreifende Arbeitsgruppen etablieren, 
Bewilligungs- und Beratungsstellen personell stärken und 
den Zugang zu Fördermitteln über zentrale Anlaufstellen 
vereinfachen.

d) 	 Mit gemeinwohlorientierten Akteuren gezielt zusam-
menarbeiten: Die Kooperation mit gemeinwohlorientierten 
Akteuren ist ein strategischer Ansatz für resiliente, sozial 
gerechte und nachhaltige Städte. Kommunen sollten dazu 
eine institutionalisierte Kooperationsplattform einrich-
ten, um gemeinsam mit Genossenschaften, kommunalen 

Wohnungsunternehmen oder gemeinnützigen Trägern Pro- 
jekte zu entwickeln und Förderprogramme zugänglich zu 
machen. 

 
Qualifizierung für integrierte Planung

Eine wirksame Qualifizierung des wohnpolitisch relevanten kom-
munalen Verwaltungspersonals gelingt, wenn sie fachübergrei-
fend, praxisnah und an den spezifischen Aufgaben und Entwick-
lungszielen der jeweiligen Verwaltung ausgerichtet ist. Statt 
isolierten Fachwissens braucht es mehr Zusammenarbeit über 
Ressort- und Hierarchiegrenzen hinweg. Mitarbeitende müssen 
Bestandsentwicklung, Planung und soziale Aspekte miteinander 
verbinden. Notwendig ist außerdem der rechtssichere Umgang 
mit neuen planungsrechtlichen Instrumenten wie dem Bau-Turbo. 

Handlungsoptionen – Qualifizierung für integrierte Planung 
ermöglichen

a) 	 Kompetenzen, Lernprozesse und Austausch ausbauen: 
Kommunen sollten geeignete Strukturen, eine passende 
Lernkultur und praxisnahe Formate schaffen – etwa inter-
disziplinäres Lernen an realen Fällen, Austausch mit ande-
ren Kommunen, Argumentationshilfen und Musterverträge 
sowie Tandem-, Rotations- oder Dialogformate. Fallstudien, 
Exkursionen und digitale Plattformen zur Sichtbarmachung 
von Pilotprojekten und Reallaboren erweitern das Prozess-
verständnis und erleichtern den Wissenstransfer.

b) 	 Qualifizierungsmaßnahmen über Förderprogramme  
finanzieren: Förderprogramme wie die Städtebauförderung 
sollten dazu genutzt werden, Qualifizierungen zu finanzieren, 
sofern diese klar mit den Förderzielen verknüpft sind und 
einen nachweisbaren Mehrwert für die Stadtentwicklung 
bieten – als förderfähige Begleitmaßnahme oder eigen-
ständiges Lernnetzwerk. Ergänzend kommen europäische 
Sozialfonds oder Landesprogramme infrage. Wichtig sind 
klare Ziele, messbare Ergebnisse und die Anschlussfähigkeit 
an bestehende Verwaltungsstrukturen.

c) 	 Qualifizierung für Klein- und Mittelstädte mitdenken: 
Gerade kleinere und mittelgroße Städte leiden unter Per-
sonal- und Erfahrungsmangel, verfügen aber über wichtige 
Steuerungsinstrumente wie eigene Gebäudebestände. Hier-
für sollten kommunale Kompetenzstellen, interdisziplinäre 
Teams und interkommunale Qualifizierungsnetzwerke oder 
regionale Kompetenzzentren genutzt werden. Da viele 
Wohnungen Privatpersonen gehören, muss die Verwaltung 
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zudem lernen, Eigentümerinnen und Eigentümer gezielt an- 
zusprechen, Konflikte zu moderieren und Kooperationen zu 
fördern. Reallabore und Experimentierquartiere bieten dafür 
praxisnahe Testfelder.

 
Stärkung der interkommunalen Zusammenarbeit

Benachbarte kleinere Gemeinden und Kleinstädte stehen oft vor 
denselben Herausforderungen, wie beispielsweise Wohnraumbe-
darf, Flächenknappheit, Personalengpässe oder eingeschränkte 
Ressourcen. Doch eine Kooperation scheitert bislang häufig an 
unterschiedlichen politisch-strategischen Interessen. Im Verbund 
sind bezahlbares Wohnen und verbesserte Infrastruktur aller-
dings oftmals leichter umzusetzen. 

Handlungsoptionen – interkommunale Zusammenarbeit 
vorantreiben

a) Interkommunale Wohnraumfonds und gemeinsame 
Förderprogramme aufbauen: Da interkommunale Vorha-
ben häufig an der Finanzierung scheitern, sollten unter-
schiedliche Ausgangssituationen, Investitionsbedarfe und 
Autonomieverluste durch einen Ausgleich von Lasten und 
Nutzen kompensiert werden. So kann die Zusammenarbeit 
Ressourcen bündeln und Fördermittel effizienter nutzen. Hier 
stehen unter anderem gemeinsame Wohnraumförderfonds, 
abgestimmte Förderkonditionen und revolvierende Fonds zur 
Verfügung.

b) 	 Interkommunale Wohnbaugesellschaften gründen: Kom-
munen sollten zusammenarbeiten, Ressourcen bündeln und 
finanzielle Risiken verteilen, um sozialen Wohnungsbau auch 
in kleineren Gemeinden möglich zu machen. Der Fokus sollte 
auf Bestandssicherung und Bestandsentwicklung liegen. 
Vorteile sind Skaleneffekte bei Verwaltung und Sanierung 
sowie der Zugang zu speziellem Know-how, auch wenn die 
Kooperation komplexe Verträge und eine langfristige politi-
sche Einigung erfordert.

c) 	 Bauland- und Vergaberichtlinien vereinheitlichen: Kom-
munen sollten verstärkt auf einheitliche Bauland- und Ver-
gaberichtlinien hinwirken. Diese sichern eine sozial gerechte, 
nachhaltige und transparente Flächenentwicklung, vermei-
den Standortkonkurrenzen und fördern gleichwertige Lebens-
verhältnisse – etwa über die Anwendung des Erbbaurechts 
statt eines Verkaufs oder eine Mindestquote für geförderten 
Wohnraum. Sie gelten für alle interkommunal ausgewiesenen 
Baulandentwicklungen sowie für kommunales Eigentum, 

interkommunale Entwicklungsgesellschaften und – bei ver-
traglicher Vereinbarung – für private Flächen. 

d) 	 Ein gemeinsames Flächenmanagement etablieren: Ein 
interkommunal abgestimmtes Flächenmanagement sollte 
primär auf Leerstand und Umnutzung zielen sowie Freiräume 
schützen, statt Baulandreserven auszuweisen. So können 
Spekulationen reduziert und der prognostizierte Wohnflä-
chenbedarf gemeindeübergreifend koordiniert und ausge-
glichen werden. Vorteile sind die gemeinsame Vermarktung 
mit höherer Sichtbarkeit im Wettbewerb um Investoren, eine 
finanzielle Risikominimierung durch verteilte Erschließungs- 
und Leerstandsrisiken sowie eine bessere Infrastruktur durch 
gebündelte Investitionen.

e) 	 Bestandsflächen interkommunal aktivieren und Infrastruk-
tur gemeinsam planen: Kommunen sollten eine koordinierte 
Wohnraumanalyse über Gemeinde- und Kreisgrenzen hinweg 
erstellen, um Bedarfe und Potenziale für Nachverdichtung, Um-
nutzung und Leerstandsmanagement zu erfassen. Diese kann 
um interkommunale Beratungsstellen für Eigentümerinnen und 
Eigentümer ergänzt werden. Sinnvoll sind zudem interkommu-
nale Planungsgremien oder Zweckverbände für gemeinsame 
Infrastruktur- und Mobilitätsprojekte mit geteilten Kosten. Mit 
Reallaboren, Runden Tischen und anderen Formaten der Betei-
ligung könnten Bürgerinnen und Bürger eingebunden werden.

f) 	 Langfristige Kooperationen mit gemeinwohlorientierten 
Bauträgern vereinbaren: Kooperationen mit Wohnungsbau-
genossenschaften, kommunalen Wohnungsunternehmen oder 
Stiftungen können bezahlbares Wohnen dauerhaft sichern. 
Kommunen sollten hierzu bei Grundstücksvergaben, städtebau-
lichen Vereinbarungen oder Förderprogrammen verbindliche 
Quoten für geförderten Wohnraum festlegen und langfristige 
Partnerschaften mit gemeinwohlorientierten Akteuren auf-
bauen. Über regional abgestimmte Konzeptvergaben können 
Grundstücke gebündelt und nach qualitativen Kriterien oder 
im Erbbaurecht vergeben werden. Ein begleitendes Monitoring 
kann die Belegung nach sozialen Kriterien unterstützen.

e) 	 Praxisnahe Lern- und Umsetzungsorte etablieren: Bund, 
Länder und Kommunen können Bestandsquartiere systema-
tisch als reale Referenzräume für Qualifizierung, Forschung 
und Umsetzung ausweisen, idealerweise in längerfristiger 
Kooperation zwischen Kommunen, Wohnungsunternehmen, 
Hochschulen und Berufsschulen. An solchen Orten könn-
ten Studierende, Auszubildende sowie Praktikerinnen und 
Praktiker unter realen Bedingungen zusammenarbeiten und 
gemeinsam lernen.
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Projektziel und Vorgehensweise

Dieser acatech IMPULS präsentiert Handlungsoptionen, die im Akademieprojekt Bauen & Wohnen: Plattform für Vernet-
zung, Synthese und Transfer entwickelt wurden. Ziel war es, tragfähige Lösungen für mehr bezahlbaren Wohnraum im Ge-
bäudebestand des städtischen Raums auszuarbeiten. Neben der Bezahlbarkeit wurde auch das Kriterium der Nachhaltigkeit 
berücksichtigt sowie das der Qualität im Sinne von notwendigem Lebenskomfort. Zu diesem Zweck berief acatech ausge-
wiesene Expertinnen und Experten aus Wissenschaft, Wirtschaft und Zivilgesellschaft. Die Fachleute identifizierten Hürden,  
die dem bezahlbaren Wohnen im städtischen Bestand gegenwärtig entgegenstehen, und entwickelten Lösungskonzepte  
sowie Umsetzungsstrategien für die Praxis. Parallel prüften zwei unabhängige Bürgerräte die soziale Verträglichkeit aus- 
gewählter Themen. Daraus entstanden schließlich konkrete Handlungsoptionen, die in diesem IMPULS veröffentlicht  
werden. Im Fokus der Betrachtung standen sowohl die Gebäude- als auch die Quartiersebene. 
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